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A. Problem 

Die jahrzehntelange Anwendung von DDT zur Schädlingsbe- 
kämpfung in allen Gebieten der Erde und seine Langlebigkeit 
(Persistenz) haben dieses Mittel zu einer Gefahr für die mensch- 
liche und tierische Gesundheit und für die Umwelt gemacht. 
Seine Anwendung muß deshalb soweit wie möglich einge- 
schränkt werden. 


B. Lösung 

Der Verkehr (Herstellung, Einfuhr, Ausfuhr, Inverkehrbringen, 
Erwerb und Anwendung) mit DDT und DDT-Zubereitungen 
wird weitgehend untersagt; zeitlich begrenzte Ausnahmen von 
diesem Verbot werden nur für DDT-Präparate zugelassen, die 
bei der Bekämpfung bestimmter Ungezieferarten z. Z. noch nicht 
durch andere Mittel ersetzt werden können. 

Lebensmittel tierischer Herkunft sowie kosmetische und Reini- 
gungsmittel dürfen nur noch in Verkehr gebracht werden, wenn 
die in oder auf ihnen befindlichen DDT-Rückstände bestimmte 
unvermeidbare Höchstmengen nicht überschreiten. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Der Bund wird nicht mit Kosten der Ausführung des Gesetzes 
und der vorgeschlagenen Verordnungen belastet. Die den Län- 
dern und Gemeinden bei der Durchführung des DDT-Gesetzes 
obliegenden Überwachungsaufgaben werden nur zu unwesent- 
lichen Mehrkosten führen. 

Durch Überwachungsmaßnahmen auf Grund der noch zu erlas- 
senden DDT-Höchstmengen-Verordnungen werden den Ländern 
und Gemeinden frühestens ab 1973 gewisse Mehrkosten ent- 
stehen, die jedoch im Rahmen des für den Umweltschutz ohne- 
hin notwendigen Ausbaues der Überwachung nicht ins Gewicht 
fallen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


Allgemeiner Teil 

L 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf — Drucksache VI/2857 — wurde in der 
154. Sitzung des Deutschen Bundestages am 2. De- 
zember 1971 an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit federführend sowie an den Innen- 
ausschuß und den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß befaßte sich in seiner Sitzung 
am 26. Januar 1972 mit der Vorlage und leitete 
seine Stellungnahme dem federführenden Ausschuß 
am 27. Januar 1972 zu. Die Stellungnahme des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
lag am 8. Juni 1972 vor. ; 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
beriet die Gesetzesvorlage am 26. Januar 1972 und 
abschließend am 8. Juni 1972. 

II. 

DDT — die Abkürzung der chemischen Bezeich- 
nung Dichlor-diphenyl-trichloraethan — wurde seit 
seiner Einführung vor knapp 30 Jahren sehr erfolg- 
reich als Schädlingsbekämpfungs- und Pflanzen- 
schutzmittel eingesetzt. Gewisse Gebiete konnten 
überhaupt erst urbar gemacht werden, nachdem sie 
durch den Einsatz von DDT von Schädlingen und 
Ungeziefer gesäubert worden waren. Insoweit hat 
dieses Mittel, insbesondere bei der Überwindung 


von Ernährungsproblemen, unbedingt positive Aus- 
wirkungen gehabt. 

Gesundheitsschädigende Auswirkungen waren 
zwar bekannt, wurden zunächst jedoch nicht als 
besondere Gefährdung für den Menschen ange- 
sehen. Diese Gefahren wurden erst seit Beginn der 
sechziger Jahre in zunehmendem Umfang erkannt. 
Sie beruhen darauf, daß DDT einmal weltweit in 
großen Mengen produziert und eingesetzt wurde 
bzw. noch wird, und daß es zum anderen eine hohe 
Persistenz besitzt, d. h. in der Natur nur sehr lang- 
sam abgebaut wird. Diese Umstände führten dazu, 
daß DDT heute überall auf der Welt vorkommt, und 
zwar in der Luft, im Wasser, im Boden, in Pflanzen, 
in Tieren und im Menschen („ubiquitäres Vorkom- 
men"). Hinzu kommt, daß es in Wasser praktisch 
unlöslich, leicht löslich dagegen in den meisten 
organischen Lösemitteln, in Fetten und Lipoiden ist. 

Diese Eigenschaften führen zu einer Speicherung 
vor allem in Körperfetten und bestimmten Organen, 
über die Nahrungskette werden von Menschen und 
Tieren, die am Ende der Kette stehen, besonders 
hohe Mengen aufgenommen und gespeichert. Die- 
sem Vorgang kann sich wegen des ubiquitären Vor- 
kommens kein Lebewesen entziehen. 

Während bei Tieren und hier vor allem Vögeln 
erhebliche, eindeutig auf DDT zurückzuführende 
Schäden festgestellt wurden, konnten solche ein- 
deutigen Gesundheitsschäden beim Menschen zwar 
bisher nicht diagnostiziert werden. Die Schäden 
sind jedoch im Hinblick auf die Belastung und 
Schädigung der Umwelt und die Speicherung des 
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Giftes im menschlichen Körper nicht auszuschließen. 
Gezielte Tierversuche zeigen sogar eine erhebliche 
Gefahr an. 

Eine solche Gefährdung des Menschen ist bei der 
Abwägung der Nützlichkeit des DDT für die Schäd- 
lingsbekämpfung einerseits und der potentiellen 
Gesundheitsschädigung des Menschen andererseits 
nicht vertretbar. Soll andererseits diese Gefährdung 
beseitigt oder auch nur vermindert werden, sind 
wegen der geschilderten Eigenschaften des DDT um- 
fassende Maßnahmen notwendig, wie sie von der 
Regierung vorgeschlagen werden. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit stimmt aus diesem Grunde in Übereinstimmung 
mit den mitberatenden Ausschüssen dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung zu. Der Entwurf bein- 
haltet einmal ein generelles Verbot des Verkehrs 
mit DDT und DDT-Zubereitungen (§ 1). Er ermög- 
licht es ferner, Höchstmengen für DDT-Rückstände 
in oder auf Erzeugnissen festzusetzen, die der 
Mensch als Nahrung oder in anderer Weise auf- 
nimmt oder mit denen er in Berührung kommt (§ 6). 
Eine solche Maßnahme ist notwendig, weil DDT 
bereits ubiquitär vorkommt und der menschliche 
Körper durch fetthaltige Lebensmittel sowie durch 
Bedaiffsgegenstände und Arzneimittel; zu deren 
Herstellung fetthaltige Substanzen verwendet wer- 
den, auch unbeabsichtigt kontaminiert wird. 

Da und soweit die Rückstände durch die zu er- 
wartende verminderte Anwendung von DDT ab- 
nehmen werden, sollen die Höchstmengen schritt- 
weise herabgesetzt werden. Das Ziel ist dabei eine 
völlige Rückstandsfreiheit in absehbarer Zeit. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß DDT-Höchstmengen für Lebensmittel pflanz- 
licher Herkunft bereits durch die Höchstmengen- 
Verordnung — Pflanzenschutz — vom 30. November 
1966 (BGBl. I S. 667) festgesetzt sind. Der Ausschuß 
erwartet, daß die Bundesregierung in Kürze auch 
einen Gesetzentwurf zur Begrenzung von DDT- 
Rückständen in Futtermitteln vorlegt, damit die 
Kontaminierung des menschlichen Körpers auf die- 
sem Wege ebenfalls vermindert und letztlich aus- 
geschlossen wird. 

Schließlich ist festzustellen, daß zur Zeit noch 
Ausnahmen von dem generellen Verbot des § 1 er- 
forderlich sind, weil für die notwendige Bekämpfung 
bestimmter Ungeziefer wirksame Ersatzpräparate 
bisher nicht zur Verfügung stehen (§ 3). Die Aus- 
nahmen sind indes in bezug auf den Anwendungs- 
bereich, der vom Ausschuß gegenüber der Regie- 
rungsvorlage im übrigen noch eingeschränkt wurde, 
sowie zeitlich limitiert. 

Die Durchführung des Gesetzes ist Aufgabe der 
nach Landesrecht zuständigen Behörden. Ein beson- 
deres Anliegen des Ausschusses in diesem Zusam- 
menhang ist es, daß die Behörden die Beachtung 
der Verbote und die Einhaltung der Höchstmengen 
mit aller erforderlichen Sorgfalt überwachen. Von 
dieser Kontrolle hängt es wesentlich mit ab, ob das 


Gesetz seinen Zweck, Mensch und Umwelt vor der 
Aufnahme und Einwirkung des Giftes DDT zu 
schützen, erfüllt. 


Besonderer Teil 
Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu § 1 

Absatz 1 dieser Vorschrift ist das Kernstück des 
Gesetzentwurfs. Er enthält das umfassende Verbot 
des Verkehrs mit DDT und DDT-Zubereitungen von 
der Herstellung bis zur Anwendung. Eine solche 
geschlossene Verbotskette, die insbesondere Her- 
stellung und Export einschließt, ist unerläßlich, um 
der weiteren Verbreitung von DDT erfolgreich ent- 
gegenzuwirken. 

Trotzdem stellt der vorliegende Gesetzentwurf 
nur einen Schritt in Richtung auf das angestrebte 
Ziel dar, die Belastung und Gefährdung des Men- 
schen und seiner Umwelt durch DDT einzudämmen 
und auf längere Sicht auszuschließen. Solange näm- 
lich DDT noch irgendwo auf der Welt produziert 
und angewendet wird, besteht die Gefahr, daß es 
entsprechend seiner Persistenz in oder auf Pflanzen 
und Tieren in andere Gebiete eingeschleppt und 
doch wieder zu einer Bedrohung für die mensch- 
liche Gesundheit wird. Ohne eine weltweite Ein- 
schränkung der DDT-Produktion und -Anwendung 
kann diese Gefahr nicht gebannt werden. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hält es aus diesem Grunde in Übereinstimmung 
mit den mitberatenden Ausschüssen für besonders 
wichtig, daß die Bundesregierung auf eine weit- 
gehende Einschränkung des Verkehrs mit DDT im 
internationalen und insbesondere im EWG-Bereich 
einwirkt. 

Sinn und Zweck des Gesetzes rechtfertigen nach 
Auffassung des Ausschusses auch das Verbot von 
DDT und DDT-Zubereitungen in Form von Arznei- 
mitteln, 

Andererseits kann die Notwendigkeit, in Einzel- 
fällen für Forschungs-, Untersuchungs- und Ver- 
suchszwecke sowie zur Synthese anderer Stoffe 
Ausnahmen von dem generellen Verbot zuzulassen, 
nicht bestritten werden (Absatz 2). Die Überwachung 
dieser Ausnahmen ist gewährleistet. 

Absatz 3 enthält eine Ausnahmeregelung für . die 
Anwendung von DDT als Pflanzenschutzmittel. 
Weitreichende Verbotsregelungen trifft insoweit die 
Verordnung über Anwendungsverbote und -be- 
schränkungen für Pflanzenschutzmittel vom 23. Juli 
1971 (BGBl. I S. 1117). Die nach dieser Verordnung 
noch zulässige Anwendung von DDT ist bis Ende 
1974 befristet. 
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Zu §2 

Die Vorschrift enthält Begriffsbestimmungen für 
das Gesetz. 

Zu § 3 

Die Bestimmung führt Einzelausnahmen von dem 
Verbot des § 1 im Interesse der notwendigen Be- 
kämpfung bestimmter, für die menschliche Gesimd- 
heit gefährlicher Ungeziefer auf, die mit anderen 
Mitteln bisher noch nicht wirksam bekämpft werden 
können. 

Im Verlauf der Beratung wurde festgestellt, daß 
entgegen der im Regierungsentwurf vertretenen 
Auffassung für die Bekämpfung der Flöhe wirksame 
Ersatzpräparate zur Verfügung stehen. Eine Aus- 
nahme ist insoweit daher nicht vertretbar. Die Aus- 
nahmeregelung beschränkt sich deshalb auf Läuse, 
Pharao-Ameisen und Bettwanzen. 

Die Bestimmung schränkt außerdem die Anwen- 
dung auch in diesen Fällen ein. Insoweit hat sich 
der Ausschuß dem Votum des Bundesrates ange- 
schlossen, die Anwendung von DDT und DDT-Zu- 
bereitungen im Rahmen dieser Vorschrift nicht nur 
in Ställen von Tieren, von denen Lebensmittel ge- 
wonnen werden, sondern in allen Räumen, in denen 
die Gefahr des Übergangs von DDT auf Lebens- 
mittel besteht, auszuschließen. Diesem Änderungs- 
vorschlag hat die Bundesregierung bereits zuge- 
stimmt. 

Die Ausnahmeregelung ist insgesamt befristet bis 
Ende 1975 (siehe § 11 Abs. 2). 

Zu §4 

§ 4 Abs. 1 verpflichtet zu einer im einzelnen fest- 
gelegten Kennzeichnung der DDT-Zubereitungen, 
die nach § 3 während einer Übergangszeit noch an- 
gewendet werden dürfen. Die Kennzeichnungen 
stellen eine Warnung für den Benutzer und eine 
Information für den Arzt im Falle einer Vergiftung 
dar. Absatz 1 Nr. 4 soll sicherstellen, daß tatsäch- 
lich nur die in § 3 genannten Ungeziefer mit dem 
Präparat bekämpft werden, die Nummer 5 ver- 
pflichtet außerdem zu einem Hinweis auf die An- 
wendungsbeschränkung des § 3 zweiter Halbsatz. 
Hier wurde eine Ergänzung entsprechend der Er- 
gänzung in § 3 erforderlich, d. h. ein Hinweis auf 
das Verbot der Anwendung auch in Räumen, in 
denen Lebensmittel hergestellt, behandelt oder in 
den Verkehr gebracht werden. 

Kennzeichnungspflichten, die sich aus anderen 
Vorschriften ergeben, bleiben unberührt (Absatz 3). 

Zu § 5 

Die Bestimmung soll verhindern, daß für DDT- 
Präparate, die nur im begrenzten Rahmen des § 3 
zulässig sind, unter Hinweis auf andere Anwen- 
dungsmöglichkeiten geworben wird. 


Zu § 6 

Die negativen Eigenschaften und das ubiquitäre 
Vorkommen des DDT haben zur Folge, daß Rück- 
stände auch nach dem Wirksamwerden des gene- 
rellen Verbots im nationalen Bereich noch über eine 
lange Zeit insbesondere in tierischen und pflanz- 
lichen Fetten, ölen und Wachsen enthalten sein 
werden. Um die davon ausgehende Gefahr für die 
menschliche Gesundheit zu verringern und die Rück- 
stände insgesamt einzudämmen, wird die Bundes- 
regierung ermächtigt, durch Verordnung die Rück- 
standshöchstmengen festzusetzen, die in oder auf 
vom Tier gewonnenen Lebensmitteln und Bedarfs- 
gegenständen i. S. von § 2 Nr. 2 Lebensmittelgesetz 
noch vorhanden sein dürfen. Der Ausschuß hatte 
zunächst erwogen, die Bundesregierung zu einer 
schrittweisen Herabsetzung der zulässigen Höchst- 
mengen in einem bestimmten zeitlichen Rhythmus 
gesetzlich zu verpflichten. Er ließ sich jedoch davon 
überzeugen, daß eine solche starre Regelung einmal 
aus technischen Gründen Schwierigkeiten bereiten, 
zum andern aber auch die notwendige Flexibilität 
des Verordnungsgebers zu stark beeinträchtigen 
würde. 

Der Ausschuß hält es jedoch nach wie vor für 
wesentlich, daß die Höchstwerte von Anfang an 
möglichst niedrig festgesetzt und künftig schritt- 
weise mit dem Ziel einer weitgehenden Rückstands- 
freiheit herabgesetzt werden. 

Zu §§ 7 und 8 

Die Straf- und Bußgeldbestimmungen sind nach 
Auffassung des Ausschusses angemessen. Es wird 
darauf ankommen, daß nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes die Beachtung der Verbote und die Einhal- 
tung der Höchstmengen sorgfältig überwacht wer- 
den. Die Bundesregierung sollte im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten bei Ländern und Gemeinden darauf 
hinwirken, daß diese Überwachungsaufgaben in dem 
erforderlichen Umfang wahrgenommen werden. 

Zu §9 

Die Bestimmung, die die Einziehung bestimmter 
Gegenstände im Rahmen des Straf- und Ordnungs- 
widrigkeitsverfahrens vorsieht, wurde aus syste- 
matischen Gründen mit der zutreffenden Überschrift 
versehen. 

Zu § 10 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 11 

Das Gesetz soll drei Monate nach der Verkündung 
in Kraft treten. Diese Zeitspanne ist so bemessen, 
daß Industrie und Handel sich auf die Anforde- 
rungen des Gesetzes einstellen können, 

Absatz 2 limitiert die Ausnahmen des § 3 auf 
ca. drei Jahre. Es wird davon ausgegangen, daß bis 
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Ende 1975 wirksame Ersatzpräparate entwickelt 
sind. Im übrigen wird auf die Ausführungen im 
Allgemeinen Teil und zu § 3 verwiesen. Mit dem 
Außerkrafttreten des § 3 entfallen auch die Folge- 
bestimmungen §§ 4, 5 und 8. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten Übergangsrege- 
lungen zu § 1 und § 4 Abs. 1 . 


Bonn, den 12. Juni 1972 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2857 — in 

der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Ein- 
gaben für erledigt zu erklären; 

3. folgende Entschließungsanträge anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die in § 6 Abs. 2 des DDT-Gesetzes vorge- 
sehenen Verordnungen alsbald nach Verkün- 
dung des Gesetzes zu erlassen; 

2. in den Verordnungen nach § 6 Abs. 2 des 
DDT-Gesetzes die DDT-Höchstmengen mög- 
lichst niedrig festzusetzen und diese Werte 
künftig schrittweise weiter herabzusetzen mit 
dem Ziel einer weitgehenden Rückstandsfrei- 
heit; 

3. bei Ländern und Gemeinden darauf hinzu- 
wirken, daß die sich aus dem DDT-Gesetz er- 
gebenden überwachungsauf gaben in dem er- 
forderlichen Umfang wahrgenommen werden; 

4. darauf hinzuwirken, daß die Regelungen betr. 
den Verkehr mit DDT im EWG-Bereich har- 
monisiert werden. 


Bonn, den 12. Juni 1972 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit DDT 
(DDT-Gesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Verbot 

(1) Es ist verboten, 1, 1, l-Trichlor-2,2-bis (4-chlor- 
phenyl)-aethan und seine Isomeren (DDT) und Er- 
zeugnisse, die unter Zusatz von DDT als Wirkstoff 
hergestellt werden (DDT-Zubereitungen), herzustel- 
len, einzuführen, auszuführen, in den Verkehr zu 
bringen, zu erwerben und anzuwenden. 

(2) Das Bundesgesundheitsamt kann in Einzel- 
fällen Ausnahmen vom Verbot des Absatzes 1 für 
Forschungs-, Untersuchungs- und Versuchszwecke 
sowie zur Synthese anderer Stoffe zulassen. Die 
Ausnahmegenehmigung kann unter Bedingungen 
erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die Fälle, in denen 
DDT und DDT-Zubereitungen auf Grund der Ver- 
ordnung über Anwendungsverbote und -beschrän- 
kungen für Pflanzenschutzmittel vom 23. Juli 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 1117) als Pflanzenschutzmittel 
noch zugelassen sind. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Anbieten, Vorrätighalten zum Verkauf oder zu 
sonstiger Abgabe, Feilhalten, der Handel und jedes 

Abgeben an andere. 

« 

(2) Der Ein- und Ausfuhr im Sinne dieses Gesetzes 
steht das sonstige Verbringen in den oder aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 

§ 3 

Ausnahmen 

Das Verbot des § 1 Abs. 1 gilt nicht für DDT 
und DDT-Zubereitungen, die ausschließlich zur Be- 
kämpfung der 

Läuse (Pediculidae), 

Pharao-Ameise (Monomorium pharaonis) und 

Bettwanze (Cimex lectularius) 

und nicht zur Anwendung an Menschen oder Wirbel- 
tieren, in Ställen für Tiere, von denen Lebensmittel 
gewonnen werden sowie in Räumen, in denen Le- 
bensmittel hergestellt, behandelt oder in den Ver- 
kehr gebracht werden, bestimmt sind. 


§ 4 

Kennzeichnung 

(1) Erzeugnisse im Sinne des § 3 dürfen nur ein- 
geführt oder in den Verkehr gebracht werden, wenn 
auf den Behältnissen und auf den abgabefertigen 
Packungen in deutscher Sprache deutlich lesbar und 
unverwischbar angegeben ist: 

1. die Bezeichnung des Erzeugnisses, 

2. der Name oder die Firma des im Geltungsbereich 
des Gesetzes ansässigen Herstellers, Einführers 
oder Vertriebsunternehmers, 

3. die Art und Menge der wirksamen Bestandteile, 

4. die ausschließliche Zweckbestimmung (§ 3), 

5. der Hinweis, daß die Anwendung an Menschen 
und Wirbeltieren und in Ställen für Tiere, von 
denen Lebensmittel gewonnen werden sowie in 
Räumen, in denen Lebensmittel hergestellt, be- 
handelt oder in den Verkehr gebracht werden, 
verboten ist, und 

6. die Gebrauchsanweisung. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Erzeugnisse, die zur 
Ausfuhr bestimmt sind. 

(3) Unberührt bleiben Kennzeichnungspflichten, 
die sich aus anderen Vorschriften ergeben. 

§ 5 

Werbung 

Für Erzeugnisse im Sinne des § 3 darf nur unter 
Hinweis auf die Anwendungsmöglichkeiten im Rah- 
men der dort genannten Zweckbestimmungen gewor- 
ben werden. 

§ 6 

DDT-Hödistmengen 

(1) Es ist verboten, 

1 . vom Tier gewonnene Lebensmittel und 

2. Mittel zur Reinigung, Pflege, Färbung oder Ver- 
schönerung der Haut, des Haares, der Nägel oder 
der Mundhöhle 

in den Verkehr zu bringen, wenn in oder auf diesen 
Erzeugnissen DDT-Rückstände vorhanden sind, die 
die nach Absatz 2 festgesetzten Höchstmengen über- 
schreiten. 

(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wird ermächtigt — im Falle des Absatzes 1 
Nr. 1 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
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Ernährung, Landwirtschatt und Forsten — durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zum Schutz der menschlichen Gesundheit und unter 
Berücksichtigung des Erfordernisses einer ausrei- 
chenden Versorgung der Bevölkerung DDT-Höchst- 
mengen festzusetzen, die in oder auf den in Absatz 1 
genannten Erzeugnissen beim Inverkehrbringen noch 
vorhanden sein dürfen. 

§ 7 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafen bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafen oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer 

1. entgegen § 1 Abs. 1 DDT oder DDT-Zuberei- 
tungen herstellt, einführt, ausführt, in den Ver- 
kehr bringt, erwirbt oder anwendet oder 

2. entgegen § 6 Abs. 1 Nr. 1 vom Tier gewonnene 
Lebensmittel oder entgegen § 6 Abs. 1 Nr. 2 ein 
dort bezeichnetes Mittel in den Verkehr bringt, 
wenn in oder auf diesen Erzeugnissen DDT-Rück- 
stände vorhanden sind, die die festgesetzten 
Höchstmengen überschreiten. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Wer fahrlässig eine in Absatz 1 bezeichnete 
Handlung begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah- 
ren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter durch eine der in Absatz 1 be- 
zeichneten Handlungen die Gesundheit einer großen 
Zahl von Menschen gefährdet oder einen anderen 
in die Gefahr des Todes oder einer schweren Schä- 
digung an Körper oder Gesundheit bringt. 

§ 8 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. ein in § 3 bezeichnetes Erzeugnis ohne die in § 4 
Abs. 1 vorgeschriebene Kennzeichnung einführt 
oder in den Verkehr bringt oder 

2. entgegen § 5 für ein Erzeugnis 


a) ohne Hinweis auf die eingeschränkte Zweck- 
bestimmung und Anwendungsmöglichkeit 
oder 

b) unter Hinweis auf eine andere Zweckbe- 
stimmung oder Anwendungsmöglichkeit 
wirbt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 

§ 9 

Einziehungen 

Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 7 
Abs. 1 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 8 be- 
zieht, können eingezogen werden. § 40 a des Straf- 
gesetzbuches und § 19 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten sind anzuwenden. 

§ 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 11 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt drei Monate nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die §§ 3, 4, 5 und 8 treten am 31. Dezember 
1975 außer Kraft. 

(3) DDT-Zubereitungen, die keine Erzeugnisse 
im Sinne des § 3 sind und vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in den Verkehr gebracht worden 
sind, dürfen bis zum Ablauf eines Jahres nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausgeführt, erworben 
und angewandt werden. 

(4) Erzeugnisse im Sinne des § 3, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes hergestellt worden sind, 
dürfen bis zum Ablauf eines Jahres nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes ohne die in § 4 Abs. 1 
vorgeschriebene Kennzeichnung in den Verkehr ge- 
bracht werden. 
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